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sind die Erwartungen der Öffentlichkeit an die 
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Welche Art der Erklärung die Gewaltforschung 
liefern kann, ist aber nicht unumstritten.
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Gewalt umfasst je nach Definition unterschied­
liche Phänomene, Praktiken, soziale, politische 
und ökonomische Konstellationen und Verhält­
nisse sowie deren jeweilige Ursachen und Folgen. 
Der Korpus dessen, womit sich die Gewaltfor­
schung auseinandersetzt, wächst beständig.
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Die Fähigkeit des Menschen zu Gewalt und 
seine gleichzeitige Verletzlichkeit durch Gewalt 
sind Teil der conditio humana. Auch in der 
Moderne verschwindet die Gewalt nicht. Doch 
vervielfältigen sich Kritikpotenziale und Recht­
fertigungszwänge.
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Wie ist zu erklären, dass plötzlich Hunderte 
Personen gegen Gesetze verstoßen, indem sie 
andere mit Steinen bewerfen, sie totzuschlagen 
versuchen oder sexuell nötigen? Für die Erklärung 
von Gewalt aus Massen heraus ist es wichtig, 
Massen nicht als amorphe Gebilde zu verstehen.
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REFORMIERTEN STRAFRECHT
Für viele galt das Sexualstrafrecht in Deutsch­
land lange Zeit als rückständig. Mit dem Inkraft­
treten einer neuen Regelung am 10. November 
2016 steht nun auch hierzulande die Missachtung 
des entgegenstehenden Willens der Betroffenen 
im Mittelpunkt.
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haben. Entsprechend hoch ist die Verantwortung 
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EDITORIAL
Gewalt ist in ihrer Vielschichtigkeit allgegenwärtig, sei es als Handlungsoption 
oder mögliche Gefahr. Voraussetzung jeglichen menschlichen Zusammen­
lebens ist daher die Regulierung ihrer Anwendung. Zugleich erfordert die 
Durchsetzung von Regeln die glaubhafte Androhung bis hin zum Einsatz von 
Zwangsmitteln. Auch in den demokratischen Rechtsstaaten der Moderne, die 
dem Schutz der Menschenwürde verschrieben sind, ist die Gewalt nicht etwa 
geschwunden. Vielmehr ist das Recht, sie auszuüben, aufgrund eines vernunft­
basierten Konsenses der Bürgerinnen und Bürger beim Staat monopolisiert, 
dessen institutionelles Gefüge die Teilung und Kontrolle der damit einhergehen­
den Macht gewährleisten soll. 

Was vor diesem Hintergrund als legitime beziehungsweise illegitime Gewalt 
gilt, ist Gegenstand gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse und hängt vom 
jeweiligen historischen und kulturellen Kontext ab. So ist in Deutschland etwa 
die körperliche Bestrafung von Kindern erst seit 2000 als „Gewalt in der Erzie­
hung“ gesetzlich geächtet; und nach den massenhaften Übergriffen auf Frauen 
während der Silvesternacht 2015/16 in Köln mündete eine langjährige Debatte 
über eine Verschärfung des Sexualstrafrechts in eine dahin gehende Gesetzesre­
form. Von Chancen- und Einkommensungleichheiten bis zum globalen Wohl­
standsgefälle werden immer häufiger auch soziale Verhältnisse mit Blick auf ihre 
Gewaltförmigkeit diskutiert.

Die Vielfalt ihrer Erscheinungsformen und -zusammenhänge sowie die nor­
mative Dimension ihrer Definition machen Gewalt zu einem hochkomplexen, 
schwer greifbaren Phänomen. Entsprechend breit gefächert sind die Ansätze für 
ihre Erforschung. Angesichts täglicher Berichte über Kriminalität, Terror und 
Krieg werden von den Wissenschaften Erklärungen erwartet, die Anknüpfungs­
punkte für eine erfolgreiche Gewaltprävention bieten – ob in der Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen oder in den internationalen Beziehungen. 

Anne-Sophie Friedel
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(STAATS-)GEWALT UND MODERNE  
GESELLSCHAFT

Der Mythos vom Verschwinden der Gewalt
Teresa Koloma Beck

Wenn es darum geht, die moderne Gesellschaft 
gegenüber anderen abzugrenzen, ist die Frage 
des Umgangs mit Gewalt von zentraler Bedeu­
tung. Denn der Moderne wird gemeinhin zuge­
schrieben, die Gewalt in den Griff bekommen 
zu haben: Die Würde und Freiheit des Einzelnen 
gelten ihr als universelle Prinzipien, die nicht nur 
philosophisch diskutiert, sondern auch in Ver­
fassungen und Gesetzen kodifiziert worden sind 
und sich damit zu Grundprinzipien der Organi­
sation von Gemeinwesen entwickelt haben. Da­
her gebe es in modernen Gesellschaften deutlich 
weniger Gewalt als in früheren und als in zeitge­
nössischen Gesellschaften, die (noch) nicht in der 
Moderne angekommen seien. Historische Un­
tersuchungen scheinen dieses Argument zu be­
legen. 01 Die Moderne hat – so scheint es – der 
Gewalt also in doppeltem Sinne den Rücken ge­
kehrt: Sie ist gewaltavers in ihren ethischen Prin­
zipien und gewaltarm in ihren ihren alltäglichen 
Lebensrealitäten.

Diese Vorstellung mag beruhigen, doch greift 
sie zu kurz. Sie suggeriert, Gewalt sei ein Merk­
mal vormoderner Gesellschaften, das im Prozess 
der Modernisierung verschwinden würde, ähnlich 
wie der Geisterglaube oder Telefone mit Wähl­
scheiben. Das Vorkommen von Gewalt erscheint 
als Modernisierungsdefizit, als Handlungswei­
se von „Rückständigen“ oder „Rückwärtsge­
wandten“ – so etwa in den jüngsten Debatten 
um den Islamismus in Europa. Diese Gleichset­
zung von Gewalt und Vormoderne übersieht je­
doch, dass die Fähigkeit des Menschen zu Gewalt 
und seine gleichzeitige Verletzlichkeit durch Ge­
walt Teil der conditio humana sind und sich we­
der durch Kultur noch durch Fortschritt über­
winden lassen. Die Frage, wie sich angesichts 
dieser grundsätzlichen Gewaltfähigkeit mensch­
liches Zusammenleben organisieren lässt, stellt 
sich deshalb immer und überall. Es handelt sich 

um ein konstitutives Problem aller Prozesse so­
zialer Ordnungsbildung, für das zu unterschied­
lichen Zeiten in unterschiedlichen geografischen 
und kulturellen Kontexten je spezifische Lösun­
gen gefunden worden sind. 

Wie moderne Gesellschaften damit umgehen, 
soll im Folgenden näher analysiert werden. Im 
Zentrum steht die Frage nach dem spezifischen 
Verhältnis der Moderne zu Gewalt und dessen 
Auswirkungen im Feld der Politik. Dazu werde 
ich zunächst das Problem der Gewalt in Prozes­
sen sozialer Ordnungsbildung skizzieren und re­
konstruieren, wie es in der Moderne institutionell 
und normativ bearbeitet wurde. Anschließend 
werde ich die Effekte dieser Prozesse kritisch 
diskutieren und zeigen, dass die Moderne nicht 
durch das Verschwinden der Gewalt charakteri­
siert ist, sondern durch eine Multiplikation von 
Legitimationsnotwendigkeiten und Kritikpoten­
zialen in Verbindung mit einer Konzentration 
physischer Zwangspotenziale beim Staat. In die­
ser Dynamik entsteht eine spezifische diskursi­
ve Konstellation, die Gewalt systematisch außer­
halb der modernen Ordnung verortet. So wird es 
möglich, dass sich der Mythos von der Moderne 
als besonders gewaltarmer Ordnung trotz konti­
nuierlich wachsender Gewaltpotenziale und his­
torischer Gewaltkatastrophen hartnäckig hält. 

ANTHROPOLOGISCHE  
GRUNDKONSTELLATION

Um sich der Bedeutung der Gewalt in der Mo­
derne zu nähern, bedarf es zunächst eines ge­
naueren Blickes auf das bereits angesprochene 
Grundproblem, das die prinzipielle Gewaltfä­
higkeit des Menschen in Prozessen sozialer Ord­
nungsbildung aufwirft. „Verletzungsmächtig­
keit, Verletzungsoffenheit“, schreibt dazu der 
Soziologe Heinrich Popitz, „bestimmen wesent­



Gewalt  APuZ

17

lich mit, was wir in einem fundamentalen Sinne 
‚Vergesellschaftung‘ nennen“. 02 Damit ist eine 
anthropologische Grundkonstellation angespro­
chen, in deren Zentrum die Verletzlichkeit des 
Menschen steht. Unser Körper ist fragil. Es be­
darf weder besonderer Stärke noch besonderer 
Kompetenz, um ihm Schmerz zuzufügen oder 
ihn nachhaltig zu schädigen. Diese physiologi­
sche Disposition ist von grundlegender Bedeu­
tung in Prozessen sozialer Ordnungsbildung. 
Denn durch den Zugriff auf den stets verletzli­
chen Leib lassen sich in sozialen Beziehungen 
Grenzen markieren und Asymmetrien erzeugen. 
Wenn einer einem anderen etwas antut, wenn ei­
ner in dem Wissen leidet, dass ihm dieses Leid 
vorsätzlich von einem anderen zugefügt wird, 
dann entsteht ein Verhältnis von oben und unten, 
das unter bestimmten Umständen auch über die 
konkrete Gewaltsituation hinaus Bestand haben 
kann, indem es sich als Hierarchie oder Herr­
schaftsverhältnis stabilisiert.

Für menschliche Gemeinschaften wird diese 
Konstellation zur Herausforderung. Denn sozi­
ale Ordnung basiert auf Regeln. Doch was gel­
ten diese, wenn praktisch jeder jederzeit ver­
suchen kann, mittels Gewalt eigene Interessen 
gegen geltende Regeln durchzusetzen? Wenn je­
der durch die Drohung, anderen Schmerz zuzu­
fügen, die Ordnung unterlaufen kann? „Die Sor­
ge, Furcht, Angst voreinander“, heißt es deshalb 
bei Popitz weiter, „ist als ein Modus des Verge­
sellschaftet-Seins niemals ganz wegzudenken. 
Zusammenleben heißt stets auch, sich fürchten 
und sich schützen“. 03 Die Kontrolle der Gewalt 
stellt also eine Grundbedingung für Prozesse so­
zialer Ordnungsbildung dar. Deshalb finden sich 
in allen menschlichen Gesellschaften Regeln da­
rüber, wer gegen wen unter welchen Umständen 
mit welchem Ziel und welcher Intensität physi­
sche Zwangsmittel einsetzen darf. Davon zeugen 
bereits die in den Schriftreligionen überlieferten 
Gewaltverbote. Die anthropologische Forschung 
hat dies anhand von Studien zu Völkern in Süd­
ostasien, Afrika und Lateinamerika gezeigt, von 

01	 Einschlägig Norbert Elias, Über den Prozeß der Zivilisa-
tion. Soziogenetische und psychogenetische Untersuchungen, 
Frankfurt/M. 1976 (1939); Steven Pinker, The Better Angels of 
Our Nature. The Decline of Violence in History and Its Causes, 
London 2011.
02	 Heinrich Popitz, Phänomene der Macht. Autorität, Herrschaft, 
Gewalt, Technik, Tübingen 19922, S. 44.
03	 Ebd.

denen man annimmt, dass sie bis heute die Le­
bensweise der ersten sesshaften Jäger-und-Samm­
ler-Gemeinschaften widerspiegeln. 04 

Allerdings ist die Lösung des Problems der 
Gewaltkontrolle mit einer Paradoxie konfron­
tiert: Die Eindämmung der möglichen ordnungs­
störenden Effekte der Gewalt kommt selbst ohne 
die Androhung und gelegentliche Ausübung von 
Gewalt nicht aus. Weil Gewalt auf den Leib und 
damit auf die biologischen Grundlagen sozialen 
Lebens zugreift, lässt sie sich nicht ohne Weite­
res durch Worte in Schranken weisen. Wer eine 
Gewalthandlung stoppen will und die gewaltsam 
Handelnden nicht überzeugen kann, ist in der Re­
gel gezwungen, selbst Gewalt einzusetzen. „Sozi­
ale Ordnung“, fasst Popitz zusammen, „ist eine 
notwendige Bedingung der Eindämmung von 
Gewalt – Gewalt ist eine notwendige Bedingung 
der Aufrechterhaltung sozialer Ordnung“. 05 So 
kommt Gewalt im menschlichen Zusammenleben 
nicht nur eine ordnungsstörende, sondern auch 
eine ordnungsstiftende Funktion zu. Sie hat das 
Potenzial, Lebenszusammenhänge zu zerstören, 
indem sie Körper und Dinge beschädigt und ver­
nichtet. Sie bringt aber auch Ordnung hervor und 
sichert deren Aufrechterhaltung, indem sie Gren­
zen markiert und Akteure in Grenzen verweist. 
Dabei verdeutlicht sie nicht nur, was erlaubt ist 
und was verboten, sondern auch, wo oben und 
wo unten, wer Herr und wer Beherrschter ist, 
wer dazugehört und wer nicht.

Doch weil Gewaltkontrolle ohne Gewalt­
ausübung nicht möglich ist, führt jeder da­
hin gehende Versuch unmittelbar in ein zweites 
Problem: die Notwendigkeit, ordnungsstiftende 
oder ordnungserhaltende von ordnungsstören­
der Gewalt zu unterscheiden. Ob das eine oder 
andere vorliegt, lässt sich nicht an der Gewalt 
selbst ablesen, sondern hängt vielmehr davon 
ab, ob die Gewalthandlung als gerechtfertigt gilt. 
Das handlungspraktische Problem der Gewalt­
kontrolle geht also stets einher mit dem normati­
ven Problem der Rechtfertigung und Legitimität 
von Gewalt. Akteure und Institutionen, die mit 
dem Ziel der Gewaltkontrolle agieren, müssen 
diesen Anspruch begründen, aufrechterhalten 
und gegen Kritiker und Konkurrenten verteidi­

04	 Vgl. Siniša Malešević, Forms of Brutality. Towards a Historical 
Sociology of Violence, in: European Journal of Social Theory 
3/2013, S. 273–291, hier S. 277 f.
05	 Popitz (Anm. 2), S. 69.
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gen. Sie müssen dafür sorgen, dass ihr Gewalt­
handeln die Legitimität der eigenen Position 
nicht untergräbt, weil es unangemessen oder un­
verhältnismäßig erscheint. Voraussetzung dafür 
ist, dass die Handlung nicht nur mit formal gel­
tenden Regeln und Gesetzen, sondern vor allem 
auch mit Wert- und Weltvorstellungen im brei­
teren Sinne vereinbar ist. Deshalb ist Gewalt un­
ter Menschen – anders als aggressives Verhalten 
in der Tierwelt – eine genuin soziale Praxis, die 
sich im Horizont der ethischen Normen und Re­
geln eines gegebenen sozialen Kontextes ereig­
net. Dies impliziert auch, dass Gewaltpraktiken 
veränderlich und damit historisch und kulturell 
verschieden sind und sich mit der Transformati­
on gesellschaftlicher, politischer und technologi­
scher Bedingungen wandeln. 

So hat auch die moderne Gesellschaft die 
Grundkonstellation der paradoxen Verflechtung 
von Gewaltausübung, -kontrolle und -legitimati­
on vor dem Hintergrund der ihr eigenen Wert- 
und Weltvorstellungen bearbeitet. Die Gewalt 
ist dabei nicht verschwunden, wohl aber hat sich 
die Vorstellung verbreitet, dies sei geschehen. Die 
Dynamiken, die dazu geführt haben, sollen im 
folgenden Abschnitt näher analysiert werden.

WURZELN EINES MYTHOS

Dass moderne Gesellschaften sich als besonders 
gewaltarm beschreiben, hat mit einer Verschrän­
kung ideengeschichtlicher und institutioneller 
Entwicklungen zu tun, die ab der zweiten Hälfte 
des 17.  Jahrhunderts dazu führten, dass Gewalt 
in Europa als Handlungsform an Selbstverständ­
lichkeit verlor und in Rechtfertigungszwänge 
geriet, die nach und nach auch systematisch die 
Institutionen der Gewaltkontrolle erfassten. Ide­
engeschichtliche Grundlage dieser Entwicklung 
war beziehungsweise ist die mit der europäischen 
Aufklärung angestoßene Verbreitung eines säku­
laren Universalismus, also der Vorstellung, sozi­
ales Leben sei um Prinzipien und Regeln struk­
turiert und zu strukturieren, die für alle gelten. 
Dabei kommt den Prinzipien der Vernunft und 
der Menschenwürde zentrale Bedeutung zu. 

Was heute als Selbstverständlichkeit erschei­
nen mag, war im ideengeschichtlichen Entste­
hungskontext revolutionär. Denn die soziale 
Ordnung der europäischen Gesellschaften des 
Mittelalters und der Frühen Neuzeit basierte auf 
dem Prinzip der Unterschiedlichkeit von Men­

schen. Es waren ständische Gesellschaften, deren 
geschichtete Ordnung als gottgegeben angesehen 
wurde und in denen das Schicksal der Geburt je­
dem seinen Platz im Leben zuwies. Rechte und 
Pflichten und damit auch Ressourcen und Le­
benschancen waren standesspezifisch verteilt. In 
diesem Kontext war der Universalismus der Auf­
klärung eine Provokation. Denn mit der Aufklä­
rung hielt eine Semantik der Gleichheit Einzug, 
die eine paradigmatische Wende im politischen 
Denken in Europa anstieß und nach und nach 
auch die Praxis der Politik erfasste. Weil die Wür­
de des Menschen von dessen physischer Integrität 
nicht zu trennen ist, spielt in der Formulierung 
und Durchsetzung dieser neuen politischen Se­
mantik das Verhältnis der Gesellschaft zu Gewalt 
eine zentrale Rolle. Wo Vernunft und die Würde 
des Menschen als Maßstab der Ordnung gelten, 
wird der Schutz dieser Würde zum Prinzip poli­
tischen Handelns und die vorsätzliche Verletzung 
der Integrität des Einzelnen problematisch. Dies 
verändert sowohl die Praktiken der Gewaltkon­
trolle als auch die Arten der Legitimierung von 
Gewalt.

Gewaltmonopole und Steigerung  
institutioneller Gewaltpotenziale

Die mit der Aufklärung vorgezeichnete neue ide­
engeschichtliche Konstellation trug zur Konso­
lidierung der Nationalstaaten in Europa bei, die 
– ein Paradebeispiel für die Erzeugung sozialer 
Ordnung durch Gewalt – aus den Religionskrie­
gen des 17. Jahrhunderts hervorgegangen waren. 
Sie tat dies, indem sie der staatlichen Ordnung als 
Garantin eines an den Prinzipien der Moderne 
orientierten sozialen Zusammenlebens besondere 
Legitimität verlieh. Was den Staat von anderen In­
stitutionen der Gewaltkontrolle unterscheidet, ist 
sein Anspruch, Gewalthandlungen nicht nur zu 
regulieren – wie etwa im mittelalterlichen Fehde­
wesen –, sondern in einer gegebenen Gesellschaft 
die einzige Instanz legitimer Gewaltausübung zu 
sein. „Der Staat“, definiert der Soziologe Max 
Weber in seinem bekannten Diktum, „ist diejeni­
ge menschliche Gemeinschaft, welche innerhalb 
eines bestimmten Gebietes (…) das Monopol le­
gitimer physischer Gewaltsamkeit für sich (mit 
Erfolg) beansprucht“. 06 Dabei lässt Weber offen, 
woher der Staat seine Legitimität bezieht. 

06	 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 1985 
(1921/22), S. 822.
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Die Besonderheit moderner Staatlichkeit be­
steht nun darin, dass die Konzentration der Ge­
waltpotenziale als notwendige Grundlage einer 
vernunftbasierten sozialen Ordnung gerechtfer­
tigt wird. Sie ist nicht Ergebnis der Überwälti­
gung der Schwachen durch die Stärksten, sondern 
vertragstheoretisch begründet und Ausdruck der 
Rationalität moderner Subjekte. In dieser spe­
zifisch modernen Perspektive beruht die Mo­
nopolisierung der Gewalt also niemals nur auf 
dem Auf- und Ausbau überlegener staatlicher 
(Zwangs-)Institutionen, sondern immer auch auf 
der Entscheidung vernünftiger Subjekte, aus Ein­
sicht von der eigenen Gewaltfähigkeit keinen Ge­
brauch zu machen. So entwirft die Moderne ein 
philosophisch-politisches Programm, das auf ins­
titutioneller Ebene physische Zwangsmittel beim 
Staat konzentriert und gleichzeitig Subjekte er­
zeugt, denen die eigene Gewaltfähigkeit zuneh­
mend fremd wird, weil sie im Kontrast zu Idealen 
der Vernunft und der Affektkontrolle steht. 

Es sind diese „sozio- und psychogenetischen“ 
Transformationen, die der Soziologe Norbert Eli­
as in seinem Werk „Der Prozeß der Zivilisation“ 
von 1939 beschrieben hat, das bis heute als zen­
trale Referenz gilt, wenn es darum geht, die The­
se von der Moderne als besonders gewaltarmer 
Ordnung zu belegen. Sie führen dazu, dass in den 
europäischen Gesellschaften Gewalt als Alltags­
erfahrung an Bedeutung verliert. Es reduzieren 
sich die Horizonte des Handelns, in denen sys­
tematisch mit Gewalt gerechnet werden müss­
te. Insbesondere für die intellektuell prägenden 
bürgerlichen Milieus Westeuropas entspricht die 
These von der Gewaltarmut der Moderne mehr 
und mehr einer Alltagserfahrung. Verstärkt wird 
diese Dynamik dadurch, dass parallel zur Kon­
solidierung europäischer Nationalstaatlichkeit im 
19.  Jahrhundert Entwicklungen auf dem Gebiet 
der Medizin und Hygiene dazu geführt haben, 
dass das Sterben an Präsenz verloren hat. Nicht 
nur der gewaltsame Tod, sondern der Tod an sich 
ist weniger alltäglich geworden und zunehmend 
aus der Öffentlichkeit verschwunden. 07 

Doch anders als es Elias’ Werk zu suggerieren 
scheint, haben diese Entwicklungen keineswegs 
dazu geführt, dass in modernen Gesellschaften Ge­
walt als soziale Praxis nicht mehr existiert. Aus dem 
beschriebenen Grundproblem der Gewalt gibt es 
kein Entkommen. Auch die vernunftgeleitete Ge­

07	 Vgl. Philippe Ariès, Geschichte des Todes, München 1985.

waltkontrolle durch staatliche Institutionen kommt 
ohne die Androhung und den Einsatz physischer 
Zwangsmittel nicht aus. So bleibt Gewalt ein wich­
tiges Mittel der Regulierung zwischenstaatlicher, 
also internationaler Beziehungen wie auch ein zen­
trales Instrument der Disziplinierung innerhalb der 
Gesellschaft, etwa in staatlichen Institutionen wie 
Schule, Militär und Gefängnis, aber auch in der Fa­
milie. Dabei erzeugen die in den Institutionen der 
Nationalstaaten konzentrierten Kapazitäten und 
Ressourcen in Kombination mit technologischen 
Entwicklungen Potenziale für Gewalthandeln mit 
zuvor unvorstellbarer Reichweite und Intensität. 
Die Geschichte des 20. Jahrhunderts legt davon be­
redt Zeugnis ab. 08 Doch verändern sich die Mög­
lichkeiten der Produktion von Legitimität.

Delegalisierung,  Delegitimierung  
und Skandalisierung

Die Moderne hat nicht nur zu rechtlich kodifi­
zierten Gewaltverboten und einer immer weiter 
reichenden Delegitimierung und Delegalisierung 
der Gewalt nichtstaatlicher Akteure geführt. Sie 
hat auch die Institutionen des Staates selbst unter 
Rechtfertigungsdruck gebracht. Denn die norma­
tive Ordnung der Moderne macht es möglich, jede 
Gewalthandlung als Verstoß gegen das universelle 
Prinzip der Menschenwürde zu kritisieren – und 
zwar unabhängig von möglichen instrumentellen 
oder ethischen Rechtfertigungsgründen. In ihren 
Anfängen war die Moderne noch relativ blind da­
für, dass sie ihre universalistischen Ideale in recht 
exklusiver Weise in Anschlag brachte. So galt das 
Prinzip der Gleichheit zunächst nicht für Frauen 
und Kinder, nicht für Angehörige der sogenannten 
Unterschichten oder die Bewohner außereuropäi­
scher Kolonien – kurzum: nicht für all diejenigen, 
von denen man annahm, sie stünden außerhalb der 
Vernunft. Doch entlarvten die politischen Kämpfe 
des 19. und 20. Jahrhunderts diese Denkfiguren als 
Technologien der Macht und sorgten dafür, dass 
„die Menschheit“, die in universalistischen Prin­
zipien adressiert und abgebildet ist, einen immer 
größeren Personenkreis einschloss.

Unterstützt wurde diese Entwicklung ab dem 
späten 18. und 19.  Jahrhundert vom Aufkommen 
humanitärer Bewegungen in verschiedenen Län­
dern, die sich der Propagierung universalistischer, 

08	 Hierzu wegweisend Zygmunt Bauman, Modernity and the Ho-
locaust, Ithaca 1993. Für einen aktuellen Überblick siehe Malešević 
(Anm. 4).
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ethischer Prinzipien verschrieben hatten. Dabei 
spielten Organisationen zur Ächtung von Gewalt 
eine besondere Rolle. Prägend waren hier die frü­
hen Peace Societies im Vereinigten Königreich und 
den USA, die rasch Nachahmer auf dem europä­
ischen Kontinent fanden, 09 sowie die Abolitionis­
musbewegung, die sich für die Abschaffung der 
Sklaverei einsetzte. 10 1863 gründete sich mit dem 
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz die 
erste internationale Organisation für die Verteidi­
gung humanitärer Prinzipien in bewaffneten Kon­
flikten. Die Kampagnen der humanitären Bewe­
gungen problematisierten das Gewalthandeln von 
Staaten und leiteten die Kodifizierung internatio­
naler Rechtsnormen zum Schutz menschlichen Le­
bens ein. Darüber hinaus haben sie bis heute einen 
weiteren wichtigen Effekt: Sie schärfen die öffent­
liche Aufmerksamkeit für Gewaltereignisse, indem 
sie Gewalthandeln öffentlich thematisieren und als 
Verletzung der Menschenwürde beziehungsweise 
Verstoß gegen Menschenrechte skandalisieren.

NEUE LEGITIMATORISCHE  
HERAUSFORDERUNGEN

Je mehr sich moderne Gesellschaften auf Gleich­
heit als ethisch-politisches Leitmotiv einlassen und 
je mehr der von diesem Prinzip erfasste Personen­
kreis wächst, desto schwieriger wird es, Gewalt­
handeln zu rechtfertigen – auch und gerade für den 
Staat, auf dessen institutioneller Kontrolle der An­
spruch moderner Gesellschaften basiert, das Pro­
blem der Gewalt gelöst zu haben.

Rechtfertigungsdiskurse
Unter den Bedingungen der Moderne gibt es nur 
einen Legitimationsgrund für Gewalt, der auf Zu­
stimmung hoffen darf: der Schutz, die Verteidigung 
oder Wiederherstellung der (Wert-)Ordnung der 
Moderne selbst. Daher erzeugen moderne Gesell­
schaften nicht nur Diskurse der Gewaltkritik, son­
dern auch eine Vielzahl von Semantiken, die be­
stimmte Teile der (Welt-)Bevölkerung außerhalb 
der Moderne verorten, um Gewaltmaßnahmen 
staatlicher Institutionen zu rechtfertigen. Dazu 
zählen nicht nur ausdifferenzierte Diskurskom­
plexe wie Rassismus, Antikommunismus oder Is­

09	 Siehe etwa David Cortright, Peace. A History of Movements 
and Ideas, Cambridge MA–New York 2008.
10	 Siehe etwa Claudine L. Ferrell, The Abolitionist Movement, 
Westport u. a. 2006.

lamfeindlichkeit, sondern auch weniger politisierte 
Semantiken wie die Kriminalisierung von Unter­
schichten, die Infantilisierung von Frauen oder 
die Pathologisierung von Straftätern. Während in 
ständischen Gesellschaften Institutionen der Ge­
waltkontrolle Gewaltausübung dadurch legiti­
mieren, dass strukturbildende Grenzen geschützt, 
verteidigt oder wiederhergestellt werden müssen, 
erscheint der modernen Gesellschaft Gewalt stets 
als etwas, das von außen an sie heran- oder in sie hi­
neingetragen wird. Während die ständische Gesell­
schaft auch eine Gewalt kennt, die einschließt, neigt 
die Gewalt der Moderne dazu, auszuschließen. 

Die größte Zuspitzung dieser Dynamik stel­
len Diskurse dar, die Gewalt rechtfertigen, indem 
sie dem Gegenüber nicht allein die Zugehörigkeit 
zur Moderne, sondern zur Menschheit überhaupt 
absprechen: „When you have to deal with a beast, 
you have to treat him as a beast“, rechtfertigte etwa 
US-Präsident Harry Truman 1945 den Abwurf der 
Atombombe über Nagasaki. 11 Paradoxerweise 
sind es gerade der weltweite Siegeszug des Univer­
salismus und der Aufstieg der Moderne zu einer 
weltgesellschaftlichen Konstellation, die tatsäch­
lich alle Menschen einschließt, die entmenschli­
chende Diskursfiguren attraktiv werden lassen. 

Verschleierung 
Angesichts dieser Rechtfertigungsschwierigkei­
ten gewinnen in der Moderne auch Strategien an 
Bedeutung, die darauf zielen, sich dem Legitima­
tionsdruck und der potenziellen Kritik zu entzie­
hen, indem Gewalt als solche gar nicht sichtbar 
wird. Dabei lässt sich zwischen diskursiven und 
pragmatischen Strategien unterscheiden. 

Was erstere betrifft, hat die Moderne ein aus­
differenziertes Vokabular hervorgebracht, das ab­
sichtliches Verletzungshandeln bezeichnet, da­
bei aber semantisch dessen Zwangscharakter in 
den Hintergrund treten lässt. So üben Polizisten 
im allgemeinen Sprachgebrauch nicht „Gewalt“ 
aus, sondern „sind im Einsatz“, sie „sichern“ oder 
„nehmen fest“. Ähnliches gilt für Soldaten, die sich 
an „Friedensmissionen“ und „humanitären Einsät­
zen“ beteiligen, anstatt zu „kämpfen“. Mit Strate­
gien der diskursiven Verschleierung wird also nicht 
versucht, physische Zwangshandlungen zu recht­
fertigen, sondern sie als Teil eines normativ zustim­
mungsfähigen Diskursfeldes umzudeuten. 

11	 Zit. nach Gar Alperovitz, The Decision to Use the Atomic 
Bomb, New York 1995, S. 563.
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Daneben gibt es jedoch auch Versuche, Ge­
walt von vornherein so zu organisieren, dass sie 
der Beobachtung so weit wie möglich entzogen 
bleibt. Dabei geht es nicht nur um den Ausschluss 
von Öffentlichkeit im Moment der gewaltsamen 
Interaktion selbst, sondern auch um die Blockie­
rung all jener Beobachtungsinstanzen, die in of­
fenen Gesellschaften normalerweise kollektive 
Gewaltprozesse begleiten. Ein Beispiel hierfür ist 
die zu beobachtende Transformation von Folter­
methoden. Hier gewinnen seit einigen Jahren so­
genannte White-torture-Techniken wie das Wa­
terbording oder die Stehfolter an Bedeutung, die 
keine sichtbaren Spuren hinterlassen und damit 
eine spätere politische und juristische Aufarbei­
tung erschweren. Auch der in den USA und an­
deren demokratischen Staaten zu beobachtende 
Trend, militärische Einsätze in Form sogenannter 
Spezialoperationen zu organisieren, lässt sich als 
eine Strategie der pragmatischen Verschleierung 
staatlichen Gewalthandelns lesen. Denn so wer­
den parlamentarische Aufsicht und Kontrolle, 
also die Mechanismen der Erzeugung von öffent­
licher Beobachtbarkeit, bewusst ausgeschaltet.

Aufmerksamkeitsmagnet
Doch während die normative Gewaltaversion 
der Moderne gewaltfähige und gewaltkompeten­
te politische Akteure vor neue Probleme stellt, 
eröffnet sie anderen Akteuren neue Spielräume. 
Denn die negative Sensibilisierung moderner Öf­
fentlichkeiten für Gewaltprozesse erzeugt nicht 
nur Legitimitätsrisiken sondern auch Aufmerk­
samkeitschancen. Von dieser Konstellation pro­
fitieren jedoch nicht primär staatliche Institu­
tionen, sondern vor allem kleinere, militärisch 
schwache Akteure in asymmetrischen Konfliktla­
gen. Die Inszenierung von Gewalt oder auch der 
Verzicht darauf kann ihnen die Aufmerksamkeit 
einer globalen Öffentlichkeit zuführen, die sich 
strategisch nutzen lässt. 12 

So gelang es etwa der Bewegung der ver­
armten, indigenen Bauern im südmexikanischen 
Chiapas erst 1994 mit der Inszenierung eines 
gänzlich unblutigen Coups, der die Augen der 
Weltöffentlichkeit auf diese Region richtete, die 
Regierung zu langfristigen und substanziellen 

12	 Hierzu ausführlich Teresa Koloma Beck/Tobias Werron, 
Gewaltwettbewerbe. „Gewalt“ in globalen Konkurrenzen um Auf-
merksamkeit und Legitimität, in: Stephan Stetter (Hrsg.), Ordnung 
und Wandel in der Weltpolitik, Baden-Baden 2013, S. 239–267.

Reformen zu bewegen. Ein drastischeres Beispiel 
sind Berichte über Milizen im Osten der Demo­
kratischen Republik Kongo, die gezielt Verge­
waltigungen einsetzten, um mit dieser besonders 
geächteten Form der Kriegsgewalt genug Auf­
merksamkeit zu generieren, um zu politischen 
Verhandlungen eingeladen zu werden.

GEWALT VERSCHWINDET NICHT

Charakteristisch für das Gewaltverhältnis moder­
ner Gesellschaften ist die Verbindung zweier wi­
dersprüchlicher Dynamiken: Die massive Dele­
gitimierung und Skandalisierung von Gewalt, die 
vorsätzliches Verletzungshandeln als Verstoß ge­
gen die Wertordnung der Moderne ächtet, geht 
Hand in Hand mit einer kontinuierlichen, büro­
kratisch und technologisch vorangetriebenen Stei­
gerung staatlicher Gewaltpotenziale, die als Ga­
rant genau dieser Wertordnung gelten. 13 Somit ist 
die Moderne zwar tatsächlich normativ gewalt­
avers, aber empirisch alles andere als gewaltarm.

Die Verbreitung universalistischer Ideen und 
das Bekenntnis der Moderne zum Prinzip der 
Menschenwürde bringen insbesondere staatliche 
Gewaltakteure in Rechtfertigungszwänge, denen 
nur dadurch zu entkommenen ist, Gewalt entwe­
der zu verschleiern oder als etwas zu rekonstru­
ieren, das von außen kommt. Seit den Anfängen 
der Moderne markieren und erzeugen die Gren­
zen der Moderne die Grenzen der Gewalt – und 
umgekehrt. Schon immer war dies politisch pro­
blematisch, weil es Exklusionsdynamiken er­
zeugte, die im Widerspruch zu universalistischen 
Idealen standen. Mit dem Aufstieg der Moderne 
zu einer weltgesellschaftlichen Ordnung, die tat­
sächlich alle einschließt, spitzt sich diese Dyna­
mik aber noch einmal zu. Denn was nun in so ge­
rahmten Debatten auf dem Spiel steht, ist nicht 
mehr die Grenze zwischen Moderne und Barba­
rei, sondern die Zugehörigkeit zur Menschheit 
überhaupt. 
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an der Universität der Bundeswehr München.  
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13	 Hierzu ausführlich Jan Philipp Reemtsma, Vertrauen und 
Gewalt, Versuch über eine besondere Konstellation der Moderne, 
Hamburg 2008.
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